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Impfpflicht: An was denken Sie?
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1 Fragestellung
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Ist die Anordnung einer Impfung durch private 
Arbeitgebende zulässig oder gar eine Pflicht?



2 Pflicht v Zwang
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Pflicht
Verbindliche 

Anforderung von 
Aussen

Zwang
Einwirkung von 
Aussen unter 

Anwendung oder 
Androhung von Gewalt

Duden online, Pflicht (https://www.duden.de/rechtschreibung/Pflicht) und Zwang (https://www.duden.de/rechtschreibung/Zwang) 



Verfassungsmässige Rechte sind (BGE 131 I 366 E.2.2)
− justiziable Rechtsansprüche, 
− die nicht ausschliesslich öffentliche Interessen, sondern auch Interessen und Schutzbedürf-

nisse des Einzelnen betreffen und
− deren Gewicht so gross ist, dass sie nach dem Willen des demokratischen Verfassungsge-

bers verfassungsrechtlichen Schutzes bedürfen.

Bundesverfassungsrecht, EMRK, Menschenrechtspakte, Kantonsverfassungen

3 Verfassungsmässige Rechte
3.1 Begriff
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Wichtigste Beispiele 
− Grundrechte
− Vorrang des Bundesrechts (Art. 49 Abs. 1 BV)
− Grundsatz der Gewaltenteilung
− Besteuerungsgrundsätze (Art. 127 BV)
− In Kantonsverfassungen statuierte Grundsätze der Organisation und Verwaltung

Einschränkungen in Bundesgesetz (Art. 164 Abs. 1 lit. b BV)
Subsidiäre Verfassungsbeschwerde (Art. 116 BGG)

3 Verfassungsmässige Rechte
3.2 Einzelne Rechte
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3 Verfassungsmässige Rechte
3.3 Einschränkung von Grundrechten
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4 Staatliche Impfpflicht
4.1 Primär tangierte Grundrechte
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Persönliche 
Freiheit

• Art. 10 Abs. 2 BV, 
Art. 8 EMRK

• Geistige 
Unversehrtheit

• Körperliche 
Unversehrtheit

• Schutz Privatleben

Schutz der 
Privatsphäre

• Art. 13 BV, Art. 8 
EMRK

• Gesundheitsdaten
• Impfstatus

Glaubens- und 
Gewissensfreiheit

• Art. 15 Abs. 1 und 
2 BV, Art. 9 EMRK

• Wahl der eigenen 
Überzeugungen



Gesetzliche Grundlage (Art. 36 Abs. 1 BV)
Aktuell besteht keine gesetzliche Grundlage für ein unmittelbar verbindliches Impfobligatorium, 
dafür eine Rechtsgrundlage zur Einführung eines Impfobligatoriums, welche die 
Kompetenzverteilung regelt (Art. 6 f., Art. 22 EpG).
− Delegationsnormen, d.h. zusätzliche sind Rechtssätze nötig.
− Impfzwang nicht möglich, da nicht in der Aufzählung von Art. 32 EpG aufgelistet.
− Sanktionen fehlen.
Öffentliches Interesse (Art. 36 Abs. 2 BV)
− Schutz der Bevölkerung vor negativen gesundheitlichen, wirtschaftlichen und sozialen 

Folgen
Verhältnismässigkeit (Art. 36 Abs. 3 BV)
− Eignung, Erforderlichkeit, Zumutbarkeit

4 Staatliche Impfpflicht
4.2 Zulässigkeit
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EGMR, Grosse Kammer, VAVŘIČKA AND OTHERS v. THE CZECH REPUBLIC, 
applications no. 47621/13 and 5 others, ECHR 116 (2021), 8.4.2021
− Zulässigkeit der staatlichen Impfflicht (9 Krankheiten, u.a. MMR, Diphterie etc.) von Kindern 

vor Eintritt in den Kindergarten/Vorschule bejaht.
EGMR, BOFFA AND 13 OTHER v. SAN MARINO, application no. 26536/95, 15.1.1998
− Zulässigkeit der staatlichen Impfpflicht für Kinder (Hepatitis B) bejaht.
Bundesgericht, BGE 50 I 334, 23.10.1924
− Zulässigkeit der seitens der Stadt Zürich vorübergehend angeordneten Zwangsimpfung 

gegen Pocken für Schulkinder bejaht.
Bundesgericht, BGE 99 Ia 747, 7.11.1973
− Zulässigkeit der Impfpflicht im Kanton Waadt für Schulkinder gegen Diphterie bejaht.

4 Staatliche Impfpflicht
4.3 Höchstrichterliche Entscheide I
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EGMR, Grosse Kammer, VAVŘIČKA AND OTHERS v. THE CZECH REPUBLIC, 
applications no. 47621/13 and 5 others, ECHR 116 (2021), 8.4.2021

280.  As reiterated above (see paragraph 274), the Court has previously held that 
healthcare policy matters come within the margin of appreciation of the national 
authorities. Having regard to the above considerations and applying its well-established 
case-law principles, the Court takes the view that in the present case, which specifically 
concerns the compulsory nature of child vaccination, that margin should be a wide 
one.

(Hervorhebungen durch Dozentin)

4 Staatliche Impfpflicht
4.3 Höchstrichterliche Entscheide II
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− Sonderstatusverhältnis mit verstärkter Befehlsgewalt seitens des Staats und stark 
erhöhter Treuepflicht der Angestellten

− Direkte Wirkung der Grundrechte (Art. 35 Abs. 2 BV)
Staatlicher Arbeitgeber ist an die Grundrechte und die rechtsstaatlichen Grundsätze des 
Verwaltungsrechts (Gesetzmässigkeit, Rechtsgleichheit, öffentliches Interesse, 
Verhältnismässigkeit, Treu und Glauben, rechtliches Gehör) gebunden.

− Rechtliches Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV)
− Alle Handlungen des staatlichen Arbeitgebers setzen voraus: Gesetzliche Grundlage, 

öffentliches Interesse und Verhältnismässigkeit (Art. 36 BV)
− Amtsgeheimnis (Art. 320 StGB)
− Rechtsweg

5 Öffentlichrechtliches Arbeitsverhältnis
5.1 Unterschiede zum privatrechtlichen Arbeitsverhältnis
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Rechtsgrundlagen (Art. 36 Abs. 1 BV)
− Anforderungen an die Normdichte und Normstufe sind lockerer.
− Es müssen nicht alle Einzelheiten auf Gesetzes- bzw. Verordnungsstufe geregelt werden.
− Eine explizite gesetzliche Statuierung ist aufgrund des erheblichen Eingriffs in das 

Selbstbestimmungsrecht zu bevorzugen.
(Andrea Zeder, Gesundheitsvorsorge und Impfpflicht, in: RiU – Recht in privaten und öffentlichen Unternehmen, 2020, Band Nr. 36, 25 ff.)

Öffentliches Interesse und Schutz von Grundrechter Dritter (Art. 36 Abs. 2 BV)
− Öffentliche Gesundheit, Selbst- und Arbeitnehmerschutz, Vermeiden von Berufskrankheiten, 

Schutz von besonders vulnerablen Dritten 
− Sicherstellen einer funktionierenden Grundversorgung, der Sicherheit und Ordnung
− Finanzielle Interessen

5 Öffentlichrechtliches Arbeitsverhältnis
5.2 Impfpflicht
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Die Kündigung einer öffentlichrechtlichen Spitalangestellten (Sitznachtwache, Teilzeit) 
aufgrund verweigerter Hepatitis B-Impfung wurde als sachlich gerechtfertigt und 
zulässig erachtet.
− Rechtsgrundlage: Art. 82 Abs. 1 UVG, Art. 3 Abs. 1 und Art. 11 Abs. 1 VUV
− Überwiegendes öffentliches Interesse: Schutz des Personals und der Patienten vor 

Ansteckung (vgl. Art. 118 BV)
− Verhältnismässigkeit
− Konsequentes Impfen des Personals bietet wirksamen Schutz.
− Geringe unerwünschte Nebenerscheinungen der Impfung
− Restrisiko der anderen Massnahmen und oft unbemerkte Infektionen
− Schutz des Einzelnen vor sich selbst
− Vereinheitlichung von Personalkategorien zwecks Vermeidung einer Flut von Einzelfällen (theoretische 

Gefährdung), Ausnahme nur beim Verwaltungspersonal

5 Öffentlichrechtliche Arbeitsverhältnisse
5.4 Verwaltungsgericht St. Gallen, 19.10.2006, GVP 2006 Nr. 1
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Grundsatz der Vertragsfreiheit (Art. 19 OR)
Individuen können Vertragsverhältnisse nach ihrem Willen ausgestalten und abschliessen, 
wobei vor allem die Rechtswidrigkeit der Vertragsfreiheit eine Schranke setzt.

Keine Kontrahierungspflicht und Inhaltsfreiheit

Anstellungen dürfen nicht aus geschlechterdiskriminierenden Gründen (Art. 5 Abs. 2, 4 
GlG) oder wider Treu und Glauben bzw. in persönlichkeitsverletzender Weise abgelehnt 
werden.

Inhaltliche Schranken gestützt auf die Treuepflicht (Art. 321a OR) und Fürsorgepflicht 
(Art. 328 OR)

6 Privatrechtliches Arbeitsverhältnis
6.1 Vertragsfreiheit
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Schutz der Persönlichkeit (Art. 27 Abs. 2 ZGB)
Verträge, welche die physische Freiheit, die körperliche Integrität oder die Intimsphäre 
beeinträchtigen, sind unzulässig.

Interessenabwägung

Die Zustimmung der Arbeitnehmenden zu einer vertraglichen Impfverpflichtung ist 
gültig, sofern dies der Fürsorge und nicht eigennützigen Interessen eines 
Arbeitgebenden dient.

Keine Aufgabe des Persönlichkeitsrechtes insgesamt, sondern Verzicht auf Ausübung 
in einem konkreten Einzelfall

6 Privatrechtliches Arbeitsverhältnis
6.2 Persönlichkeitsschutz bei Vertragsabschluss

18Forschungslunch - Impfpflicht26.1.2022



Einseitige Anordnung im Rahmen des Weisungsrechts (Art. 321d OR)
Arbeitnehmende verzichten mit Abschluss eines Arbeitsvertrags freiwillig teilweise auf die 
Ausübung ihrer Persönlichkeitsrechte und unterstellen sich der Weisungsgewalt der 
Arbeitgebenden.

Subordination als zentrales Merkmal des Arbeitsvertrages
Fürsorgepflicht der Arbeitgebenden als Grenze des Weisungsrechts
Persönlichkeitsschutz als Zugang für die mittelbare Drittwirkung von Grundrechten

Berechtigte Interesse der Arbeitgebenden, Interessenabwägung im Einzelfall

6 Privatrechtliches Arbeitsverhältnis
6.3 Persönlichkeitsschutz während des Arbeitsverhältnisses
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Mögliche Rechtsgrundlagen einer Impfpflicht 
− Vorschriften zum Gesundheitsschutz gegenüber dem Personal (Art. 328 OR, Art. 6 ArG, Art. 

82 Abs. 1 UVG) und Dritten (öffentliche Vorschriften, Strafbarkeit, Haftung etc.).
− Schutz vor Ansteckungen durch SARS-CoV-2 (Covid-19-Gesetzgebung)

Weisungsrecht als Grundlage für tatsächliche Verwirklichung aber nicht als 
Rechtfertigung der Notwendigkeit

Arbeitgebende haben alle Massnahmen zu treffen, die nach der Erfahrung notwendig, 
nach dem Stand der Technik anwendbar und den Verhältnissen des Betriebes 
angemessen sind.

Sofern die Verwirklichung des Gesundheitsschutzes eine Impfpflicht als notwendig 
erscheinen lässt, muss diese Möglichkeit grundsätzlich bejaht werden.

6 Privatrechtliches Arbeitsverhältnis
6.4 Impfpflicht – Rechtsgrundlagen 
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Eignung aus medizinischer Sicht
− Schutz vor Ansteckung und damit möglichen, schweren Krankheitsverläufen
− Keine Kontraindikationen auf individueller Ebene
Erforderlichkeit
− Andere Schutzmassnahmen, laufende Anpassung an Entwicklung
− Die Impfung stellt einen erheblichen Eingriff in die Persönlichkeitsrechte dar, weshalb an die 

Erforderlichkeit hohe Anforderungen zu stellen sind.
− Zu berücksichtigen unabhängig von Branche und Beruf u.a.

− Schutz des Einzelnen vor sich selbst
− Schutz Drittkontakte (Patienten, Schüler, Gäste etc.) und vulnerable Kollegen/innen
− Enge, häufige Kontakte
− Vermeidung soziale Isolation
− Aufrechterhaltung Betrieb, Vermeidung von Ausfällen sowie Überlastung anderer

6 Privatrechtliches Arbeitsverhältnis
6.5 Impfpflicht – Interessenabwägung
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Klassischer Zielkonflikt

Geeignete und erforderliche Weisungen zum Gesundheitsschutz können weder das 
persönliche Gewissen noch die Persönlichkeit der Arbeitnehmenden verletzen.

Geeignete und erforderliche Weisungen zum Gesundheitsschutz müssen erteilt werden 
(Weisungspflicht).

6 Privatrechtliches Arbeitsverhältnis
6.6 Impfpflicht – Zumutbarkeit
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Pflicht der 
Arbeitgebende zum 
Gesundheitsschutz

Persönlichkeitsrechte 
der Arbeitnehmenden



Verantwortung zum Gesundheitsschutz liegt bei den Arbeitgebenden und die 
Arbeitnehmende haben die notwendig Massnahmen einzuhalten (Art. 6 Abs. 3 ArG, Art. 5 
und 10 Abs. 1 ArGV3).

Konsultation in allen Fragen des Gesundheitsschutzes (Art. 48 Abs. 1 lit. a, Abs. 2 ArG)
− Konkretisierung von Art. 10 lit. a Mitwirkungsgesetz
− Arbeitnehmervertretung oder alle Arbeitnehmenden, unabhängig von Betroffenheit
− Recht auf Anhörung und Beratung sowie Begründung Entscheid bei (teilweisen) Ablehnung 

von Einwänden
− Frist nach Treu und Glauben (Art. 11 Abs. 1 Mitwirkungsgesetz)
− Geltung für sämtliche privaten Betriebe, selbst wenn diese ansonsten nicht oder nur teilweise 

unter das Arbeitsgesetz fallen.

6 Privatrechtliches Arbeitsverhältnis
6.7 Impfpflicht – Mitwirkung

23Forschungslunch - Impfpflicht26.1.2022



7 Schlussbetrachtung
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Das Selbstbestimmungsrecht der Arbeitnehmenden endet mit der Pflicht der 
Arbeitgebenden, die Gesundheit des gesamten Personals und von Drittkontakten 
zu wahren.

Es besteht eine Wertungsdivergenz gegenüber den Pflichten des Staates, welcher 
auf die Anordnung einer Impfpflicht verzichten kann, da er die Einzelnen nicht vor 
einer eigenen Ansteckung zu schützen hat.

Verweigern Arbeitnehmende eine notwendige und geeignete Impfung, ist eine 
Kündigung sachlich gerechtfertigt.



David Signer, Die USA halbieren die Quarantänedauer, NZZ, 29.12.2021, S. 3
In New York müssen die privaten Arbeitgebenden ab sofort beweisen können, dass Ihre Angestellten 
mindestens eine Impfung erhalten haben.
− Liegt in diesem Fall eine staatliche Impfpflicht vor?

− Wie argumentieren Sie beim Votum, Arbeitgebende hätten kein Anrecht, den Impfstatus ihrer 
Arbeitnehmenden zu kennen?

− Könnte eine Erkrankung an Covid-19 bei fehlender Corona-19-Impfung als selbstverschuldet i.S.v. Art. 
324a OR gelten?

8 Diskussion
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Vielen Dank.
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Vielen Dank.
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